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„Verhältnismäßigkeit kaum zu begründen“
INTERVIEW Völkerrechtler Ambos spricht in Grimmwelt über Gaza und deutsche Israel-Politik

nismäßigkeit kaum noch be-
gründen. Und es gibt prak-
tisch keine Völkerrechtler,
die die – nun ja schon über
ein Jahr andauernde – israeli-
sche Reaktion für verhältnis-
mäßig halten. Von dieser so-
zusagen globalen Verhältnis-
mäßigkeit des „Rechts zum
Krieg“ ist übrigens die punk-
tuelle Verhältnismäßigkeit
jeder einzelnen Militäropera-
tion im Rahmen eines be-
waffneten Konflikts zu unter-
scheiden.

Vor allem in Deutschland
sorgt der Vorwurf für Em-
pörung, Israel begehe ei-
nen Genozid. Wie berech-
tigt ist der Vorwurf eines
Völkermords?

Auch das ist von der Ferne
schwer zu beurteilen. Es gibt
allerdings viele Studien und
Berichte, die den Vorwurf er-
heben, auch israelische Histo-
riker. Mitunter wird da aber
die besonders anspruchsvolle
Voraussetzung der genozida-
len Zerstörungsabsicht über-
sehen oder nicht angemessen
berücksichtigt. Letztlich wird
der Internationale Gerichts-
hof die Frage verbindlich ent-
scheiden.

Darf Deutschland Waffen
nach Israel liefern, wenn
dort das Völkerrecht ver-
letzt werden sollte?

Nein, jedenfalls dann nicht,
wenn mit deutschen Waffen
Völkerrecht verletzt wird und
dies den deutschen Behörden
zum Zeitpunkt der Exportge-
nehmigung bekannt war. Das
folgt schon aus dem deut-
schen Kriegswaffenkontroll-
recht. Völkerrechtlich ver-
langt der von Deutschland ra-
tifizierte Waffenhandelsver-
trag ein „überwiegendes Risi-
ko“ der Begehung von Völker-
rechtsverstößen. Verlangt
wird eine Risikoeinschätzung
zum Zeitpunkt der Waffenlie-
ferung und es kommt ent-
scheidend auf die Erkennbar-
keit möglicher Völkerrechts-
verletzungen an. Das Interna-
tionale Komitee des Roten
Kreuzes (IKRK) verlangt für
die Risikoeinschätzung die
Heranziehung voriger und ge-
genwärtiger Verhaltensmus-
ter des Empfängerstaates im
Hinblick auf die Einhaltung
des humanitären Völker-
rechts. Gibt es hinreichende
Anhaltspunkte dafür, dass
der Empfängerstaat das hu-
manitäre Völkerrecht wieder-
holt nicht eingehalten hat, ist
nach dem IKRK von einem
„überwiegenden Risiko“ aus-
zugehen. Dann darf Deutsch-
land keine Waffen liefern.

Intellektuelle haben gera-
de die Bundestagsresoluti-
on kritisiert, die jüdisches
Leben schützen soll. Der zu
weit gefasste Antisemitis-
musvorwurf mache Kritik
an Israel unmöglich, heißt
es. Wird der Antisemitis-
musvorwurf hierzulande
inflationär benutzt?

Wie schon gesagt, muss Kri-
tik an israelischer Politik –
wie an der jedes Staates – er-
laubt sein, insbesondere
wenn Verletzungen des Völ-
kerrechts im Raum stehen.
Eine solche Kritik drückt kei-
ne Missachtung gegenüber
Jüdinnen aufgrund ihres Jü-
disch-Seins aus, sie richtet
sich ja nicht einmal gegen Jü-
dinnen, sondern eben gegen
die israelische Politik. Sie ist
also nicht antisemitisch.
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wurf anhand der völkerrecht-
lichen Definition des Apart-
heidbegriffs, und zwar für die
besetzten palästinensischen
Gebiete (Westjordanland, Ga-
za und Ostjerusalem), nicht
für das Kernland Israel. Ich
komme zu einem differen-
zierten Ergebnis. In objekti-
ver Hinsicht stellt sich die is-
raelische Politik und Praxis in
den besetzten Gebieten als
rechtlich und institutionell
abgesicherte Diskriminie-
rung der palästinensischen
Lokalbevölkerung gegenüber
der Bevölkerung des Besat-
zers, insbesondere den israeli-
schen Siedlern, dar. Das
jüngste Beispiel dieser Diskri-
minierung ist die Abschaf-
fung der sogenannten Admi-
nistrativhaft (mehrmonatige
Haft ohne richterliche Kon-
trolle) für Siedler, aber die
Aufrechterhaltung für Palästi-
nenser, von denen sich Tau-
sende in Administrativhaft
befinden. Alles in allem kann
man das als Apartheid be-
zeichnen, was im Kern die
diskriminierende Separie-
rung von zwei Bevölkerungs-
gruppen meint. In subjektiver
Hinsicht ist dieser Vorwurf
aber schwer nachzuweisen,
weil der Täter in der Absicht
handeln muss, das System
aufrechtzuerhalten.

Anders als viele andere
Nationen hat Deutschland
Palästina nicht als Staat
anerkannt. Inwieweit ha-
ben Menschen eines Lan-
des bei einer Besatzung
das Recht, sich zu verteidi-
gen?

Ob Palästina im völkerrecht-
lichen Sinne ein Staat ist, ist
zwar umstritten, es lässt sich
aber über das Selbstbestim-
mungsrecht der Palästinen-
ser als anerkannter Bevölke-
rung begründen. Die Frage,
ob Menschen unter Besat-
zung ein Recht zum Wider-
stand haben, ist davon unab-
hängig zu beurteilen. Sie
hängt zunächst von der Art
und vor allem Rechtmäßig-
keit der Besatzung ab. Wenn
diese rechtswidrig ist, wie ge-
rade der IGH ausführlich in
einem Rechtsgutachten be-
gründet hat, dann besteht
grundsätzlich auch ein Recht
zum Widerstand. Das
schließt aber nicht das Recht
zu terroristischen, unter-
schiedslosen Angriffen ein.

Seit dem Angriff der Ha-
mas verteidigt sich Israel.
Wie verhältnismäßig ist
das Vorgehen in Gaza, wo
mehr als 40 000 Menschen
gestorben sein sollen?

Grundsätzlich ist das Selbst-
verteidigungsrecht ein star-
kes Recht, es erlaubt dem An-
griffsopfer eine endgültige
Abwehr der von einem An-
greifer ausgehenden Gefahr.
Es wird aber durch Erforder-
lichkeit und Verhältnismä-
ßigkeit begrenzt. Das ist zwar
keine mathematische Glei-
chung, aber bei einer so ho-
hen Opferzahl – es gibt ja
noch viel mehr Verletzte –
und überdies der totalen Zer-
störung des umkämpften Ge-
biets, lässt sich eine Verhält-

Kassel – 2008 versicherte die
damalige Bundeskanzlerin
Angela Merkel, dass Israels Si-
cherheit Teil deutscher
Staatsraison sei. Dabei han-
delt es sich um einen politi-
schen und nicht um einen
rechtlichen Begriff, wie der
Völkerrechtler Kai Ambos am
Dienstag bei einem Vortrag
in der Kasseler Grimmwelt
erläutern wird. Wir sprachen
mit dem renommierten Juris-
ten, der als Professor in Göt-
tingen internationales Straf-
und Völkerrecht lehrt, über
die deutsche Israel-Politik.

Herr Prof. Ambos, wie ge-
rechtfertigt sind die Straf-
befehle des Internationa-
len Strafgerichtshofs
(IStGH) gegen Israels Pre-
mierminister Benjamin
Netanjahu und den frühe-
ren Verteidigungsminister
Yoav Galant?

Sie waren zu erwarten. Die ei-
gentlichen Entscheidungen
sind aber nicht veröffent-
licht, sodass man sich für ei-
ne Beurteilung auf die Presse-
erklärung des Gerichts stüt-
zen muss. Was darin steht,
scheint mir jedenfalls plausi-
bel, auch wenn rechtliche
Fragen bleiben.

Immer wieder kommt der
Vorwurf, der IStGH hande-
le antisemitisch, wenn er
Israels Politik kritisiere.
Wie stichhaltig ist dieses
Argument?

Das halte ich für unzutref-
fend. Die Ermittlungen zur
„Situation Palästina“ laufen
seit etwa zehn Jahren. Die An-
klagebehörde hat schon un-
ter dem ersten Ankläger,
dem Argentinier Moreno
Ocampo, vertrauliche Treffen
mit den beteiligten Parteien
und Experten veranstaltet
und dabei immer versucht,
die israelische Seite mit ins
Boot zu holen. An einem die-
ser Treffen habe ich teilge-
nommen. Seine Nachfolgerin
Fatou Bensouda hat dann
förmliche Ermittlungen we-
gen möglichen Kriegsverbre-
chen in Gaza eröffnet.

Das war ja lange vor dem
7. Oktober 2023.

Richtig, die aktuelle Kriegs-
führung Israels in Gaza, aber
auch sein Verhalten als Besat-
zungsmacht im Westjordan-
land und in Ostjerusalem,
wirft viele hochrelevante völ-
kerrechtliche Fragen auf. Mit
diesen müssen sich die wich-
tigsten internationalen Ge-
richte beschäftigen und tun
das auch. Es geht also um die
konkrete Politik und Kriegs-
führung Israels, sie steht nicht
über dem Recht – ebenso we-
nig wie die Russlands, Chinas
oder der USA. Mit Antisemitis-
mus hat das nichts zu tun,
denn nichts davon richtet sich
gegen Juden als Juden. Kritik
an israelischer Regierungspo-
litik muss genauso erlaubt
sein wie bei jedem anderen
Staat dieser Erde.

In Ihrem Buch „Apartheid
in Palästina?“ schreiben
Sie, bestimmte Maßnah-
men Israels in den besetz-
ten Gebieten könnten als
Rassendiskriminierung ge-
wertet werden. Was
spricht dafür, dass die ein-
zige Demokratie im Nahen
Osten im Westjordanland
ein Apartheid-Regime in-
stalliert hat?

In dieser Untersuchung über-
prüfe ich den Apartheidvor-

Kritik an
israelischer Politik

muss – wie an der jedes
Staates – erlaubt sein.

Kai Ambos

ZUR PERSON

bos ist ein gefragter Experte und wurde unter
anderem für sein Engagement im kolumbia-
nischen Friedensprozess ausgezeichnet.
Der Vortrag: Unter dem Titel „Staatsraison
verdrängt Völkerrecht. Die deutsche Israel-
Politik aus völker(straf)-rechtlicher Sicht“ re-
det Ambos am Dienstag, 3. Dezember (18.15
Uhr) in der Grimmwelt Kassel, Weinbergstra-
ße 21
Das Buch: „Apartheid in Palästina? Eine histo-
risch-völkerrechtliche Untersuchung“ West-
end-Verlag, 256 S., 25 Euro. FOTO: CHRISTOPH MISCHKE/NH

Prof. Kai Ambos
Geboren: am 29. März 1965 in Heidelberg
Ausbildung: Studium der Rechts- und Politik-
wissenschaften in Freiburg, Oxford und Mün-
chen
Karriere: Ambos war Richter am Landgericht
Göttingen und ist seit 2003 Lehrstuhlinhaber
für „Strafrecht, Straf- und Strafprozessrecht,
Rechtsvergleichung, internationales Straf-
recht und Völkerrecht“ an der Georg-August-
Universität Göttingen. Zudem ist er Richter
am Kosovo-Sondertribunal in Den Haag. Am-
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